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Ständerat ehrt 134 Lehrabgänger
AUTOGEWERBEVERBAND Über 500 Gäste füllten letzte Woche die Aula des 
Schweizer Paraplegiker-Zentrums (SPZ) in Nottwil und boten eine würdige 
Kulisse für die Ehrung der 134 erfolgreichen Automobil-Assistenten EBA, 
Automobil-Fachleute EFZ und Automobil-Mechatroniker EFZ aus Luzern, 
Ob- und Nidwalden. Der Beste unter den Geehrten war Pascal Wicki aus Sö-
renberg, der seine 3-jährige Lehre zum Automobil-Fachmann bei der Frei Tou-
ring Garage GmbH in Flühli mit der Glanznote 5.8 abschloss und damit auch 
die kantonale Ehrenmeldung erhielt. Festredner war diesmal kein Geringerer 
als FDP-Ständerat Damian Müller. Er ermunterte die Jugendlichen, sich nach 
dem erreichten Etappenziel nicht auf  den Lorbeeren auszuruhen, sondern 
den Blick nach vorne zu richten und dabei das Wohl der gesamten Branche 
sowie das wirtschaftliche Umfeld niemals aus den Augen zu verlieren. Ein 
feiner Apéro riche in der Begegnungshalle des SPZ rundete die vom Zentral-
schweizer Autogewerbeverband (AGVS-ZS) in Eigenregie durchgeführten und 
sehr gelungenen QV-Feier ab. – Unser Bild: Erfolgreiche Lehre zum Automo-
bil-Fachmann EFZ bei der Centralgarage Sursee AG: Mario Bühler aus Dag-
mersellen. � Text und Bild: apimedia

Hug übernimmt Hardegger
GUETZLIFABRIK Der Guetz-
li- und Zwiebackhersteller 
Hug in Malters übernimmt 
die auf  Waffeln spezialisier-
te Hardegger Hüppen AG in 
Fahrweid ZH. Die Produktion 
bleibt vorderhand in Fahrweid, 
soll aber mittelfristig an die 
Hug-Standorte Malters oder 
Willisau verlegt werden.

Der Verkauf  der Hardegger Hüppen AG 
erfolge mangels Nachfolge für die Füh-
rung der Unternehmung, teilte Hug am 

Freitag mit. Der nationale Vertrieb der 
Hardegger-Produkte übernehme Hug 
in Malters per 1. Januar 2019.

Die Hardegger Hüppen AG war 1950 
gegründet worden und beschäftigt acht 
Personen. Sie produziert «Hardy's Waf-
felgebäck», «gefüllte Zürcher Hüppen» 
sowie Magenbrot.

Hug will mit der Übernahme ihr 
Gastro-Sortiment und die Produktion 
in der Schweiz stärken. Das Familien-
unternehmen, das unter den Marken 
Hug, Wernli und Dar-Vida auftritt, be-
schäftigt an den drei Standorten Mal-
ters, Willisau und Trimbach SO rund 
380 Personen.� sda

Eine höhere Erwerbsquote 	
von Flüchtlingen erreichen
FDP Um eine höhere Erwerbs-
quote von Flüchtlingen und 
vorläufig Aufgenommenen zu 
erreichen, seien klare gesetz-
liche Rahmenbedingungen 
nötig, frodert die FDP. Kan-
tonsrat Gaudenz Zemp (Horw) 
verlangt nun Antworten 
der Regierung und hat dazu 
eine Anfrage eingereicht.

Mit der Integration von Flüchtlingen 
und vorläufig aufgenommen Personen 
stelle sich eine gesellschaftspolitische 
Herausforderung für Bund, Kantone 
und Gemeinden, schriebt die FDP. Die 
Erwerbsquote von anerkannten Flücht-
lingen liegt nach zehn Jahren Aufent-
halt in der Schweiz bei 48 Prozent. Von 
den vorläufig aufgenommenen Perso-
nen sind lediglich 25 Prozent berufstä-
tig (Erhebung SEM für das Jahr 2014). 
Darüber hinaus seien Bund, Kanton 
und Gemeinden von sehr hohen und 
langfristigen Kosten betroffen. Die So-
zialhilfeabhängigkeit der betroffenen 
Personen sowie ihrer Angehörigen sei 
dauerhaft. «Da sie meist auch nur eine 
minimalste Altersvorsorge haben, hat 
die öffentliche Hand bis ans Lebensen-

de entsprechende Ergänzungsleistun-
gen auszuzahlen», schreibt die FDP. 

Aus diesen Gründen will die Luzer-
ner Regierung die Integration dieser 
Gruppen in die Arbeitswelt fördern. 
Sie hat dabei auch Erwartungen an die 
Luzerner Wirtschaft. Diese soll sich 
gezielt engagieren und entsprechende 
Stellen anbieten bzw. schaffen. Damit 
dies wunschgemäss erfolgen kann, wä-
ren allerdings klare Rahmenbedingun-
gen nötig, fordert die FDP. Insbesonde-
re der Mindestlohn sollte verbindlich 
festgelegt werden. «Arbeitgeber sind 
verständlicherweise zurückhaltend mit 
Anstellungen, wenn sie bezüglich der 
gesetzlichen Vorgaben keine Sicherheit 
haben», so die FDP. 

Obwohl der Kanton seit mehreren 
Monaten entsprechende Vorgaben er-
stellen will, liegen diese für viele grosse 
und wichtige Branchen noch nicht 
vor, sodass die Entwicklung nur sehr 
langsam vorangehe. Die von FDP-Kan-
tonsrat Gaudenz Zemp (Horw) einge-
reichte Anfrage soll die Gründe dafür 
und Massnahmen, welche den Prozess 
beschleunigen könnten, klären. Er will 
von der Regierung zudem konkret wis-
sen, wann die Wirtschaft mit klaren 
Vorgaben insbesondere bezüglich Min-
destlohn rechnen kann. � bh/WB

Kantonsgericht lagert Akten  
in der Speicherbibliothek
BÜRON Die Kooperative 
Speicherbibliothek Schweiz in 
Büron wird neuer Aufbewah-
rungsort für Gerichtsakten 
des Luzerner Kantonsgerichts. 
Die Akten werden bis zum 
Ablauf  der Aufbewahrungs-
frist von 30 Jahren in Büron 
archiviert. Die Einlagerung 
beginnt per 1. Oktober 2018.

Das Luzerner Kantonsgericht hat als 
Archiv-Lösung für den steigenden 
Platzbedarf  von Gerichtsakten die 
Speicherbibliothek in Büron gewählt. 

Nach Abschluss eines Verfahrens ist 
das Gericht nach geltendem Recht ver-
pflichtet, die Akten 30 Jahre lang aufzu-
bewahren, bevor sie anschliessend dem 
Staatsarchiv übergeben werden. Der-
zeit befinden sich diese Akten in den 
Räumlichkeiten des Kantonsgerichts – 
der Platz dafür wird aber immer knap-
per. Ab Oktober 2018 soll nun ein Teil 
der Akten in der Speicherbibliothek ar-
chiviert werden, wo sie bis Ablauf  der 
gesetzlichen Frist verbleiben.

Die Papiere lagern brandgeschützt 
unter konservatorisch und sicher-
heitstechnisch optimalen Bedingun-
gen in einem erdbebengeschützten 
Hochregallager: Roboter befördern die 

in Behältern eingelagerten Akten an 
ihren Platz im 14 Meter hohen Regal. 
Es besteht ausreichend Platz, um Ge-
richtsakten auch künftig über Jahr-
zehnte einzulagern.

Bereits sieben Kunden aus der 	
ganzen Schweiz 
Das Kantonsgericht Luzern ist die siebte 
Einrichtung, die die Vorzüge des teilau-
tomatisierten Hochregallagers nutzen 
wird. Die übrigen sechs Einrichtungen, 
allesamt Bibliotheken aus Zürich, Basel, 
Luzern, Solothurn und St. Gallen, sind 
zugleich Mitglieder des Vereins «Koope-
rative Speicherbibliothek Schweiz», der 
für den Betrieb zuständig ist.� sk

Behältnisse mit Akten auf dem Förderband, auf dem Weg in den sauerstoffreduzierten Speicher.  Foto Mike Märki (zvg)

Minimalsteuer soll abgeschafft werden
UNTERNEHMEN Der Verein 
«LU – Luzerner Unternehmen» 
prüft die Lancierung einer 
kantonalen Volksinitiative zur 
Aufhebung der ungerechten 
Minimalsteuer für Gesellschaf-
ten im Kanton Luzern. Die 
Steuer sei ungerecht und brin-
ge nur wenig Mehreinnahmen.

Seit diesem Jahr gilt im Kanton Luzern 
ein Minimalsteuer von 500 Franken für 
Unternehmen. Diese Massnahme wur-
de im Rahmen des kantonalen Konso-
lidierungsprogrammes (KP17) einge-
führt und soll dem Kanton rund eine 
Million Franken Mehrertrag sichern.

Gegen diese Massnahme hatte be-
reits eine Gruppe von Luzerner Un-
ternehmen Beschwerde eingereicht, 
unterlag damit aber vor Bundesgericht. 
Das Bundesgericht stützt seinen Ent- 
scheid auf  die Steuerhoheit der Kanto-
ne.

«Innovations- und KMU-feindlich»
«LU – Luzerner Unternehmen» prüft 
nun gemäss Medienmitteilung die 
Möglichkeit, diese Minimalsteuer auf  
politischem Weg zu bekämpfen. Dies 
aufgrund «zahlreicher Rückmeldun-
gen seiner Mitglieder». Diskutiert wird 
eine kantonale Initiative, welche die 
Abschaffung dieser Minimalsteuer for-
dert. 

Für «LU – Luzerner Unternehmen» 
ist die Minimalsteuer «eine Innova-
tions- und Kreativitätsbremse für Lu-
zern». Sie treffe Start-ups und kleinere 
kreative und innovative Betriebe beson-
ders hart. Die Kosten seien für kleine 
und mittlere Unternehmungen eine zu-

sätzliche Belastung, insbesondere weil 
sie jährlich wiederkehrend sind. «LU 
– Luzerner Unternehmen» befürch-
tet aufgrund der Minimalsteuer einen 
Rückgang bei Firmengründungen so-
wie eine Abwanderung in Nachbarkan-
tone ohne Minimalsteuer (z.B. Zug und 
Uri).

Für «LU – Luzerner Unternehmen» 
ist die Minimalsteuer ungerecht. «Fi-
nanziell schwache Kleinunternehmen 
müssen mit einer Million Franken mit-
helfen die Löcher zu stopfen, welche die 
schweizweit tiefsten Unternehmens-
gewinnsteuern durch die Millionen-
geschenke an Grossunternehmen im 
Kanton Luzern hinterlassen», heisst es 
in der Medienmitteilung.

Zudem löse die Minimalsteuer kein 
Problem. «LU – Luzerner Unterneh-
men» weist darauf  hin, dass 2017 die 
eingenommenen Steuern der juristi-
schen Personen 11 Millionen Franken 
und damit 9% unter den bereits be-
scheiden budgetierten Erwartungen 
lagen. Es sei offensichtlich, dass sich 
diese Lücke nicht durch eine Minimal-
steuer von 500 Franken bei Kleinunter-
nehmen ausgleichen lasse.

Die Minimalsteuer führe zu weniger 
Einnahmen als erwartet. Ortsunab-
hängige Unternehmen und Start-ups 
würden in andere Kantone abwandern, 
inaktive und vorübergehend inaktive 
Unternehmen aufgelöst. 

Solidarität der Grossunternehmen 
gefordert
Für «LU – Luzerner Unternehmen» ist 
klar, «dass die Abschaffung der Mini-
malsteuer nicht zulasten der Bevölke-
rung geschehen darf». Zur Kompensa-
tion der Ausfälle kann sich der Verein 
verschiedene Lösungen vorstellen:

> Einführung einer minimen Steuer-
progression bei juristischen Personen. 
Der Kanton Luzern besteuert juristi-
schen Personen mit einer proportiona-
len Steuer, d.h. zu einem festen Satz in 
Prozenten des steuerbaren Gewinns. 
Andere Kantone würden eine Pro-
gression oder ein gemischtes System 
anwenden, schreibt «LU – Luzerner 
Unternehmen». Eine minimale Steu-
erprogression hätte verhältnismässig 
kleinste Auswirkungen auf  die einzel-
nen Unternehmen, leiste aber einen 
grossen Beitrag zur Entlastung von fast 
60 Prozent aller Betriebe im Kanton Lu- 
zern.
> Förder- bzw. Innovationsbeitrag von 
Unternehmen mit einem Gewinn von 
über 500 000 Franken. «Jede grosse 
und erfolgreiche Firma hat einmal 
klein angefangen und weiss um die 
Wichtigkeit eines innovationsfördern-
den, Start-up-freundlichen Umfelds», 
hält «LU – Luzerner Unternehmen» 
fest. Zudem profitierten Unternehmen 
mit hohen Gewinnen von den tiefen 
Unternehmenssteuern im Kanton Lu-
zern. Mit einem so genannten Förder- 
oder Innovationsbeitrag würden finan-
ziell erfolgreiche juristische Personen 
mit einem Gewinn von über 500 000 
Franken einen wichtigen Beitrag zur 
Förderung der Luzerner Wirtschafts- 
und Innovationskraft leisten, schreibt 
«LU – Luzerner Unternehmen» in sei-
ner Medienmitteilung. 

Der Verein hält abschliessend fest, 
dass die KMU das Rückgrat der Luzer-
ner Wirtschaft bilden, die Innovations-
motoren seien und einen Grossteil der 
Arbeitsplätze stellten. Die Minimal-
steuer leiste keinen Beitrag zur Stär-
kung der KMU und gehöre deshalb ab-
geschafft.� pd/WB


